*: * Rat der
Europaischen Union

Briissel, den 13. Juni 2016
(OR. en)

9228/16

ECOFIN 468
UEM 214
SOC 332
EMPL 228
COMPET 302
ENV 347
EDUC 203
RECH 194
ENER 210
JAI 458

VERMERK
Absender: Generalsekretariat des Rates
Empfanger: Ausschuss der Standigen Vertreter/Rat

Nr. Komm.dok.:  9142/16 ECOFIN 433 UEM 183 SOC 297 EMPL 193 COMPET 270 ENV
314 EDUC 170 RECH 162 ENER 175 JAI 420 - COM(2016) 345 final

Betr.: Empfehlung fur eine EMPFEHLUNG DES RATES zum nationalen
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Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates iiber-
arbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem Kommissionsvorschlag

COM(2016) 345 final beruht.
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EMPFEHLUNG DES RATES
vom ...
zum nationalen Reformprogramm der Slowakei 2016
mit einer Stellungnahme des Rates

zum Stabilititsprogramm der Slowakei 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf

Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau der

haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschafts-

politiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Beriicksichtigung der EntschlieBungen des Europdischen Parlaments,

unter Berticksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

! ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

)

3)

Am 26. November 2015 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht an, mit dem das
Europdische Semester flir wirtschaftspolitische Koordinierung 2016 eingeleitet wurde. Die
Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am 17./18. Mérz 2016 vom Européischen
Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verord-
nung (EU) Nr. 1176/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates® den Warn-
mechanismus-Bericht an, in dem sie die Slowakei nicht als einen der Mitgliedstaaten nannte,
fiir die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei. Am selben Tag nahm die Kommis-
sion auch eine Empfehlung fiir eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-
Wihrungsgebiets an. Diese Empfehlung wurde am 18./19. Februar 2016 vom Européischen
Rat gebilligt und am 8. Mirz 2016 vom Rat verabschiedet’. Als Land, dessen Wihrung der
Euro ist, und angesichts der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften in der
Wirtschafts- und Wahrungsunion sollte die Slowakei die vollstindige und fristgerechte

Umsetzung der Empfehlung sicherstellen.

Der Landerbericht 2016 fiir die Slowakei wurde am 26. Februar 2016 ver6ffentlicht. Darin
wurden die Fortschritte der Slowakei bei der Umsetzung der ldnderspezifischen Empfehlun-
gen des Rates vom 14. Juli 2015 und bei der Verwirklichung der nationalen Ziele im Rahmen

von Europa 2020 bewertet.

Am 29. April 2016 tlibermittelte die Slowakei ihr nationales Reformprogramm 2016 und ihr
Stabilitatsprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhéngen Rechnung zu tragen,

wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 tiber die Vermeidung und Korrektur makro6konomischer
Ungleichgewichte (ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

ABIL. C 96 vom 11.3.2016, S. 1.
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Die einschldgigen ldnderspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Europdischen Struktur- und Investitionsfonds fiir den Zeitraum 2014-2020 beriicksichtigt.
Gemal Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates* kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner Partnerschafts-
vereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von Anderungs-
vorschldgen auffordern, wenn dies fiir die Forderung der Umsetzung der einschldgigen
Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fiir die Anwendung von Ma@3-
nahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der européischen Struk-
tur- und Investitionsfonds und der ordnungsgemaifien wirtschaftspolitischen Steuerung hat die

Kommission erldutert, wie sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Die Slowakei unterliegt zurzeit der praventiven Komponente des Stabilitits- und Wachstums-
pakts. In ihrem Stabilititsprogramm 2016 plant die Regierung eine allméhliche Verbesserung
des Gesamtsaldos auf -1,9 % des BIP im Jahr 2016 und weiter auf -1,3 % des BIP im Jahr
2017. Gemél dem Stabilititsprogramm wird das mittelfristige Haushaltsziel eines struktu-
rellen Defizits von 0,5 % des BIP voraussichtlich im Jahr 2019 erreicht. Dem Stabilitéts-
programm zufolge wird die Schuldenquote im Jahr 2016 bei 52,9 % liegen und bis 2019
weiter auf 47,3 % sinken. Das diesen Projektionen zugrunde liegende makro6konomische
Szenario ist plausibel. Allerdings wurden die zur Untermauerung der geplanten Defizitziele
ab 2017 erforderlichen MaBBnahmen nicht ausreichend spezifiziert. Die Kommission geht in
ithrer Frithjahrsprognose 2016 davon aus, dass in der Slowakei 2016 das Risiko einer gewissen
Abweichung vom mittelfristigen Haushaltsziel besteht, wahrend 2017 bei einer unverénderten
Politik die empfohlene Anpassung erreicht werden diirfte. Ausgehend von seiner Bewertung
des Stabilitdtsprogramms und unter Beriicksichtigung der Friihjahrsprognose 2016 der
Kommission ist der Rat der Auffassung, dass die Slowakei die Bestimmungen des Stabilitéts-
und Wachstumspakts voraussichtlich weitgehend erfiillt. Es sind jedoch weitere Maflnahmen
notwendig, um die Erfiillung der Vorgaben 2016 zu gewdhrleisten. Insbesondere sollten end-
lich verbindliche Ausgabenobergrenzen festgelegt werden und das ,,Preis-Leistungs-Pro-
gramm* sollte zur Steigerung der Wirksamkeit der 6ffentlichen Ausgaben umgesetzt werden,

wobei Ausgaben-Uberpriifungen in bestimmten Bereichen vorzunehmen sind.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europidischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und den
Europédischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufthebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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Die langfristige Tragfdhigkeit der 6ffentlichen Finanzen in der Slowakei stellt nach wie vor
eine Herausforderung dar. Zuriickzufiihren ist dies in erster Linie auf den erwarteten Anstieg
der mit der Bevolkerungsalterung verbundenen Kosten etwa fiir Gesundheitsversorgung und
Renten. Aufgrund der Bevolkerungsalterung werden die slowakischen Rentenausgaben bis
2060 voraussichtlich so stark steigen wie in kaum einem anderen EU-Mitgliedstaat. Das
gesetzliche Rentenalter ist in der Slowakei unter anderem aufgrund bestimmter Faktoren im
Zusammenhang mit der Lebenserwartung relativ niedrig. Ein GroBteil der alterungsbedingten
Ausgaben entféllt auf Gesundheitsausgaben. Die 6ffentlichen Gesundheitsausgaben diirften
langfristig erheblich steigen, allerdings ausgehend von einem vergleichsweise niedrigen
Niveau. Die Gesundheitsindikatoren in der Slowakei sind trotz einiger Verbesserungen wei-
terhin sehr niedrig. Um die Kosteneffizienz im Gesundheitswesen zu steigern, hat die Regie-
rung Mafnahmen sowohl fiir die ambulante als auch fiir die stationdre Gesundheitsversorgung
ergriffen. Die Bemiihungen im Hinblick auf die Einfiihrung eines integrierten Pflegemodells
werden fortgesetzt. Der Erfolg dieser Reformen hangt wahrscheinlich von der Eigen-
verantwortung seitens der wichtigsten Akteure, der Einbindung der Gesundheitszentren und
Krankenhduser sowie einer angemessenen Personalausstattung ab. Obwohl Maflnahmen
getroffen wurden, um zu verhindern, dass die Verschuldung der 6ffentlichen Krankenhduser
weiter zunimmt, befinden sich einige von ihnen noch immer in einer schlechten finanziellen
Lage. Zu den weiterhin bestehenden Herausforderungen zdhlen die Umkehrung der negativen
Ausgabentrends, die Umstrukturierung der Krankenhauskapazititen, die Einfiihrung eines
Vorauserstattungssystems und die Erhéhung des Wettbewerbs bei 6ffentlichen Auftragen im
Bereich des Gesundheitswesens. Was die ambulante Behandlung betrifft, so ist die schwache
Rolle der Allgemeinérzte als Erstanlaufstelle teilweise auf eine suboptimale Aufteilung der
Zustindigkeiten zwischen Allgemeinmedizinern und Fachérzten zuriickzufiihren, was zur
Folge hat, dass haufiger teurere Facharztleistungen in Anspruch genommen werden. Auf dem
Gebiet der Besteuerung haben die RegierungsmafBnahmen zur Bekdmpfung von Steuerbetrug
zu einer besseren Steuererhebung, insbesondere der Mehrwertsteuer beigetragen. Da die
Mehrwertsteuerliicke jedoch nach wie vor groB3 ist, besteht diese Herausforderung fort. Auf-
grund der groBen Fokussierung auf die Erhebung der Mehrwertsteuer in den letzten Jahren
sind andere wichtige Steuerarten wie die Einkommensteuer etwas aus dem Blickfeld geraten.
Dariiber hinaus hat das Hauptaugenmerk auf die Rechnungspriifung dazu gefiihrt, dass andere
Aufgaben der Steuerverwaltung wie die Beitreibung von Steuerschulden vernachlissigt
wurden. Dies deutet darauf hin, dass beim Steuersystem Spielraum zur Verbesserungen der
Ressourcenzuweisung besteht. Eine Strategie zur Festlegung der Compliance-Ziele ist noch

nicht erarbeitet worden.
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Trotz der Verbesserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt dank der robusten wirtschaftlichen
Erholung und der jiingsten politischen Mallnahmen, stellt die Langzeitarbeitslosigkeit nach
wie vor ein Problem dar. Die Quote der Langzeitarbeitslosen ist weiterhin eine der hdchsten
in der Union (7,6 % im Vergleich zum Unionsdurchschnitt von 4,3 % im dritten Quartal
2015). Besonders betroffen sind die marginalisierte Gruppe der Roma, Geringqualifizierte
und junge Menschen. Es wurden Mallnahmen zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit ergriffen,
und zwar im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung und Berufsberatung sowie
durch subventionierte Arbeitspldtze. Die erfolgreiche Umsetzung der meisten dieser Refor-
men hédngt jedoch von der Kompetenz der 6ffentlichen Arbeitsvermittlungsstellen ab. Trotz
der Umstrukturierung des zentralen Arbeitsamts und eines besseren Zugangs zu Aus-
bildungsmalnahmen gibt es noch immer Schwierigkeiten bei der Einfiihrung einer indi-
viduellen Betreuung fiir Langzeitarbeitslose und benachteiligte Gruppen. Die Beteiligung von
Roma am slowakischen Arbeitsmarkt ist nach wie vor sehr niedrig und ihre Beschéftigungs-
quote steigt nur langsam. Grund fiir ihre geringe Arbeitsmarktbeteiligung sind ein niedriges
Bildungsniveau, geringe Qualifikation sowie Diskriminierung. Die niedrige Beschiftigungs-
quote von Frauen im gebarfahigen Alter ist auf den langen Elternurlaub (bis zu drei Jahre),
den Mangel an Kinderbetreuungseinrichtungen insbesondere fiir Kinder unter drei Jahren, die
hohen Kosten der Kinderbetreuung und den mangelnden Riickgriff auf Gleitzeitregelungen
zurlickzufiihren. Auflerdem bestehen weiterhin regionale Ungleichheiten: im Osten des
Landes ist die Arbeitslosenquote nach wie vor doppelt so hoch wie in Bratislava. In Bezug auf
die Verwaltung und Steuerung der arbeitsmarktpolitischen Maflnahmen ist anzumerken, dass
in den vergangenen Monaten keine Maflnahmen getroffen wurden, die einen maf-
geschneiderten Ansatz zur Bewiltigung der strukturellen Herausforderungen auf dem

slowakischen Arbeitsmarkt vorsdhen.

Das Bildungssystem ist nicht hinreichend darauf ausgerichtet, das wirtschaftliche Potenzial
der Slowakei zu steigern. Die im internationalen Vergleich bereits schwachen Bildungs-
ergebnisse haben sich weiter verschlechtert. Dies ist vor allem auf die unzuldngliche Aus-
bildung des Lehrpersonals und die geringe Attraktivitit des Lehrerberufs zuriickzufiihren. Die
Dienstbeziige der Lehrer wurden zwar 2016 um 4 % angehoben, jedoch geben junge
Menschen die nach wie vor niedrige Besoldung sowie die unzureichende praktische Aus-
bildung als Faktoren an, die den Lehrerberuf fiir sie unattraktiv machen. Kiirzlich ange-
nommene Rechtsvorschriften zur Bekdmpfung der Segregation miissen erst noch umgesetzt
werden, um einen positiven Wandel bewirken und die Beteiligung von Roma an der allge-

meinen Bildung einschlieBlich Vorschulerziehung erh6hen zu konnen.
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Die offentliche Verwaltung ist nach wie vor durch Ineffizienz gepriagt. Aufgrund der fragmen-
tierten und starren Organisation der 6ffentlichen Verwaltung fehlt es an einer wirksamen
Koordination. Die im Oktober 2015 erfolgte Annahme der Strategie zur Verwaltung der
Humanressourcen ist ein positiver Schritt nach vorn. Allerdings ist das neue Gesetz iiber den
offentlichen Dienst, das eine notwendige Voraussetzung fiir die Durchfiihrung dieser Strategie
darstellt, noch nicht verabschiedet worden. Die Regierung hat mehrere Ma3nahmen zur
Bekidmpfung der Korruption ergriffen, die bislang jedoch kaum Wirkung entfaltet haben. Ins-
besondere kann die Slowakei in Bezug auf die Einleitung von Strafverfahren und die straf-
rechtliche Verfolgung von Korruptionsfillen, einschlieBlich illegaler Praktiken bei der 6ffent-
lichen Auftragsvergabe, nur auf begrenzte Erfolge verweisen. Die Baugenehmigungs-
verfahren fiir umfangreiche Investitions- und Infrastrukturvorhaben wurden verkiirzt. Der
Qualitdtswettbewerb wird durch nichtkonsolidierte Governance, Mangel an faktengestiitzter
Gestaltung der 6ffentlichen Auftragsvergabeverfahren, geringe Professionalitét, Interessen-
konflikte, maBgeschneiderte Leistungsbeschreibungen und den tiberméBigen Riickgriff auf
den niedrigsten Preis als Zuschlagskriterium beschriankt. Die Méngel bei der 6ffentlichen
Auftragsvergabe beeintrachtigen geméal iibereinstimmenden Berichten den effizienten Einsatz
der offentlichen Mittel. Hiufige Anderungen von Rechtsvorschriften und aufwendige Ver-
waltungsverfahren und Vorschriften stellen eine Belastung fiir Unternehmen in der Slowakei
dar. Grof3e administrative und rechtliche Hemmnisse in Bezug auf einige freie Berufe und
netzgebundene Wirtschaftszweige, Miangel in bestimmten Bereichen wie der Durchsetzung
von Vertragen und der Abwicklung von Insolvenzen sowie seit langem bestehende Bedenken
hinsichtlich der Qualitét des Justizsystems beeintrachtigen das Geschéftsumfeld und
schrecken Investoren ab. Es wurden einige MaBBnahmen zur Verbesserung des Geschifts-
umfelds ergriffen, wie die Griindung des Zentrums fiir bessere Rechtsetzung im Oktober 2015
und des nationalen Zentrums fiir Unternehmen Anfang 2016. Die Annahme des Gesetzes fiir
kleine Unternehmen im Rahmen der Strategie fiir die Entwicklung der KMU wurde jedoch

verschoben.
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(10) Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik der
Slowakei umfassend analysiert und diese Analyse im Lénderbericht 2016 veroffentlicht. Sie
hat auch das Stabilitdtsprogramm und das nationale Reformprogramm sowie die Maflnahmen
zur Umsetzung der an die Slowakei gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet. Dabei
hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfdhige Haushalts-, Sozial- und Wirt-
schaftspolitik in der Slowakei beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirt-
schaftspolitische Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben fiir
kiinftige nationale Entscheidungen zu verstirken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-Vor-
schriften und -Leitlinien beurteilt. [hre Empfehlungen im Rahmen des Europaischen

Semesters spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 3 wider.

(11) Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilititsprogramm gepriift; seine

Stellungnahme® hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden Empfehlung 1 wider —

3 Gemail Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass die Slowakei 2016 und 2017

1. eine jahrliche Haushaltskorrektur in Richtung des mittelfristiges Haushaltsziels von 0,25 %
des BIP fiir 2016 und von 0,5 % des BIP fiir 2017 erreicht; die Kostenwirksamkeit des

Gesundheitswesens verbessert; MaBBnahmen zur Erh6hung der Steuerehrlichkeit trifft;

2. die MaBnahmen zur Aktivierung von Langzeitarbeitslosen und anderen benachteiligten
Gruppen verbessert, einschlieBlich personalisierter Dienstleistungen und gezielter
SchulungsmaBnahmen; die Beschéftigung von Frauen fordert, insbesondere durch Ausbau
von erschwinglichen und hochwertigen Kinderbetreuungsangeboten; die Bildungsergebnisse
verbessert, indem der Lehrerberuf attraktiver gemacht und dafiir gesorgt wird, dass mehr
Roma-Kinder bereits in der frithen Kindheit die Betreuungsangebote von Regeleinrichtungen

in Anspruch nehmen;

3.  die Governance konsolidiert, dafiir sorgt, dass im 6ffentlichen Beschaffungswesen nicht nur
der Preis, sondern auch das Qualititskriterium ausschlaggebend wird, und die strafrechtliche
Verfolgung von illegalen Praktiken bei der 6ffentlichen Auftragsvergabe verschirft; die
Transparenz, Qualitit und Wirksamkeit des Personalmanagements in der 6ffentlichen Ver-
waltung insbesondere durch die Annahme eines neuen Gesetzes iiber den 6ffentlichen Dienst
verbessert sowie die Effizienz des Justizsystems steigert; ein umfassendes Konzept zur Ver-

ringerung der administrativen und rechtlichen Hemmnisse fiir Unternehmen verabschiedet.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Rates
Der Prisident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

